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Bauvorſchriften für beſondere Källe .
Alit Nückſicht auf die Lage des Gebäudes .

a . Bauten an öffentlichen Wegen .
1. Straßengeſetz vom 14 . Juni 1884 .

(Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 285 . )

§ 31 . Bauanlagen in der Nähe öffentlicher Wege . )
Auf dem längs der öffentlichen Wege befindlichen Privat

eigentum dürfen , vorbehaltlich der für die Ortsſtraßen gel
tenden beſonderen Beſtimmungen , bauliche Anlagen aller Art ,
bei Landſtraßen nur in einer Entfernung von 3,6 m, bei
Kreisſtraßen und Gemeindewegen nur in einer ſolchen von
2 m angebracht werden

Die Entfernung iſt vom äußerſten Rande des Grabens
an und , wo ein Wegegraben fehlt , vom äußerſten Rande
des Wegekörpers an zu bemeſſen

Für Kreisſtraßen oder einzelne Strecken derſelben kann
auf Antrag des Kreisausſchuſſes die zuläſſige Entfernung
baulicher Anlagen durch bezirks - oder ortspolizeiliche Vor —
ſchrift bis auf 3,6 m erhöht werden .

Wenn nach den Umſtänden eine Benachteiligung der
öffentlichen Intereſſen nicht zu erwarten iſt, kann durch die
Verwaltungsbehörde ? ) nach Anhörung der Straßenbaubehörde
und bei Kreisſtraßen und Gemeindewegen außerdem nach3erd5D
Anhörung des Kreisausſchufſſes , beziehungsweiſe der Gemeinde —
behörde , von der Einhaltung dieſer Entfernung Nachſicht er —
teilt werden .

Soweit es im öffentlichen Intereſſe einer geordneten
Wegeunterhaltung erforderlich erſcheint, kann von der Straßen
baubehörde , bezw . bei Kreisſtraßen und Gemeindewegen von
dem Kreisausſchuſſe und der Gemeindebehörde die Beſeitigung

wenn Bauten außerhalb des Ortes ( Ortsetters ) in Frage ſtehenSiehe auch oben Anm . 3 Seite 16.
) Den Bezirksrat : § 50 der Landesbauverordnung .

) Das Straßengeſetz vom 14. Juni 1884 findet nur Anwendung ,
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von Anlagen verlangt werden , welche vor Inkrafttreten des

Geſetzes in größerer Nähe , als nach Obigem zuläſſig iſt

angebracht wurden . In dieſem Falle iſt Entſchädigung zu
leiſten , ſofern nicht ſchon nach den früher geltenden Beſtim —

mungen die Anlage vorſchriftswidrig erfolgt iſt
Über die Notwendigkeit der Beſeitigung entſcheidet die

Verwaltungsbehörde , über Vorausſetzungen und Höhe der

Entſchädigung das Gericht .

2 . Ortsſtraßengeſetz vom 6 . Juli 1896 .

Abgedruckt oben Seite 1 —18

In Betracht komm Art 90 5 77

b. Vauten in der Nähe von Waldungen .
Forſtgeletz nom 15. November 1833

Vom Bauen in der Nähe von Waldungen .
§ 57. In Waldungen oder einer Nähe derſelben

von weniger als 400 Fuß ( 120 Meter ) dürfen keine Wohn
oder andere Gebäude angelegt werden

Das Wiederhe erftellen und Erweitern von erlaubter Weiſe
bereits beſtandenen Gebäuden iſt unter dieſem Verbote nicht
begriffen

Beſchränkungen der Bauerlaubnis aus anderen als forſt

polizeilichen Gründen bleiben vorbehalten

§ 58 . ( Nach der durch das Geſetz vom 27 . April 1854

abgeänderten Faſſung . ) Die Vorſchrift des vorhergehenden
Paragraphen gilt nicht für die im Zuſami nenhang mit einer
Orte errichteten Gebäude und Werke , die mit der Gemeinde
oder dem Weiler , wozu ſie gehören , einen geſchloſſenen Ort
bilden .

§ 59. Eine Ausnahme von 8 Verbote des §S 57
kann die Staatsforſtbehörde nur nach Verr iehmu ing des Forſt5
amts ! ) und

Wlenige
n bewi lliggen , welche innerhalb einer Ent

fernung von [ vierhundert Fuß ] , von der Bauſtelle
rechnet , W alddungen beſitzen .

InUl Je

1 D3 Iuce Stv ian nach Mon öhmung Sos ſtamt2) Jetzt die Domänendirektion nach Vernehmung des Forſtamts



110 Bauten an und in Gewäſſern

Wird ein ſolches Bauweſen ausnahmsweiſe erlaubt , ſo
darf darin gleichwohl , ſofern ſich die Bewilligung nicht aus
drücklich hierauf erſtreckt , keine Werkſtätte zur Bearbeitung
von Holz und keine Niederlage zum Holzhandel errichtet werden .

C. Bauten an und in Gewäſſern .

Auszug aus dem Waſſergeſetz ! ) vom

26 . Juni 1899 ,
( Geſ . u. V. O. Bl . 1899 S. 309 ff. )

24 . Geſtattung der Bauausführung auf den
U grundſtücken . Die Beſitzer der an einen Waſſerlauf
mn nden Grundſtücke ſind verpflichtet , zu geſtatten , daß d:i Schutze der Ufergrundſtücke notwendigen Bauten an

entum vorgenommen und erhalten werden , 451
lfer- und Waſſerbauten erforderlichen Ma —

n hend auf ihren Ufergrur ken gelagert , —
daß gleichen Zwecke erforderlichen Materialien 45

an Sand , Lehm , Kies und Steinen aus ihren Ufergrund
ſtücken entnommen werden . *

Für erweislich hieraus henden Schaden können die A.
Beſitzer Vergütung beanſpr t derſelbe nicht durch 5
den ihren Ufergrundſtücken aus den betreffenden Ufer - und deWaſſerbauten zugegangenen Vorteil ausgeglichen iſt

§ 37 . Fälle der Genehmigung im Allge
meinen . Außer in den durch die Gewerbeordnung bezeich
neten Fällen ( Err ichtung und Anderung von Stauanlagen
für Wẽ

Vaſſertriebwerke ) iſt Waſſerbenutzung und Entwäſſe
rung , ſowie zur Errichtung , wveſentlichen Anderung und zum
Betrieb der dazu diene W95 Anlagen die vorgängige Ge —
nehmigung der zuſtändigen Behörde erforderlich , wenn es
ſich handelt

1. um die über die gemeinübliche Abr väſſerung ( § 12 ) ha
hinausgehende Einleitung und Abführun g flüſſiger oder
feſter Stoffe in einen Waſſerlauf , wodurch die Eigen⸗ derſchaften des Waſſers geändert oder nachteilige Ein — die

) Siehe dazu auch die Vollz . ⸗V. ⸗O. zum Waſſergeſetz vom
9, Geſ . ⸗ u. V. ⸗O. ⸗Vl. 11899 S. 897 ff.
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durch in einer Weiſe , welche erhebliche Einwirkungen
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Ffe Gew äſfern insbefon

In Bezug auf öffentliche ! ) Gewäſſer iſt zur Benutzung des

ir Errichtu ng, weſentlichen

Wund zum Betrieb der dazu dienenden Anlagen
eichneten Fällen die vorgängige Ge

iehmigi der zu 0 ehörde erforderlich , wenn es ſich

1. um eine ſonſtige Waſſ iutzung , die mittels beſon —

derer Anlagen in oder an dem Gewäſſer ausgeübt

2. ut ie Überfahrtsanſtalt

n Entnahme von Eis , Sand , Kies , Schlamm ,
Steinen , Pflanzen und ſonſtigen feſten Stoffen aus dem
Bett des Gewäſſers

§ 86. Offentlich rechtliche Pflicht zur Inſtand —
haltung , Verbeſſerung oder Beſeitigung künſtlicher

Offe he Gewäſſer ſind zur Zeit der Bodenſee , der Rhein
der Ma N Tauber vom Wertheimer Mühlwehr an
di t , die Murg von der Einmündung
L 8 l ich an, die Enz , Nagold und die Würm1

Hasbach an, der Titiſee (vergl . § 1
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114 Bauten an Eiſenbahnen und Friedhöfen

behörde die Ausführung von nicht genehmigungspflichtigen
Bauten und ſonſtigen Veranſtaltungen , welche auf den Waſſer —

abfluß oder Landſchutz erheblich ſchädigend einwirken können ,

in und an einem Gewäſſer oder an dem Ufer des Gewäſſers ,

ſoweit es unter dem Hochwaſſer liegt , unterſagt werden
Die Beſeitigung bereits ausgeführter Bauten iſt beim

Vorliegen dieſer Vorausſetzungen nur nach Maßgabe des

Enteignungsgeſetzes zuläſſig .

d . Vauten an Eiſenbahnen .

Ortsſtraßengeſetz vom 6 . Juli 1896 , Art . 27

( oben S . 17 ) .

e . Bauten in der Nähe von Friedhöfen .

Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 20 . Juli 1832 , die Begräbnisplätze und die

Beerdigungen betr .

( Geſetz - und Verordnungsblatt Seite 202 . )

§ 2. Die Begräbnisplätze ſind in einer Entfernung
von mindeſtens 100 Metern von den äußerſten Wohnge —
bäuden der Ortſchaften anzulegen . Bei Bemeſſung der Ent

fernung iſt auf die vorausſichtliche Ausdehnung der Ortſchaften
Rückſicht zu nehmen .

Bei der Wahl des Begräbnisplatzes iſt einem Boden

aus Sand oder Kies der Vorzug zu geben ; er ſoll keiner

UÜberſchwemmung ausgeſetzt und ſo trocken ſein , daß er zu
jeder Jahreszeit bis zu einer Tiefe von 2 Metern aus
gegraben werden kann , ohne daß man auf Waſſer ſtößt .

Nötigenfalls iſt der Boden aufzufüllen oder zu ent⸗
wäſſern . Das von oder unter dem Begräbnisplatze abfließende
Waſſer ſoll ſeine Richtung nicht gegen Ortſchaften oder
Brunnen nehmen .

§ 3. Neue Wohngebäude dürfen in der nächſten Nähe
des Begräbnisplatzes nicht errichtet werden . Nähere Beſtim
mungen hierüber , ſowie über die Errichtung von Brunnen
in der Nähe von Friedhöfen bleiben ortspolizeilichen Vor —
ſchriften überlaſſen .
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Beſtimmungen des Gebäudes

a . Gewerbliche Anlagen im Allgemeinen .
Reichsgewerbeordnung .

Faf it Bekanntmachung vom 26. Juli 1900 ( R. - ⸗G. ⸗Bl. S. 871

4 uim MRotriohsunrrichtüungon Maſchino f BorArbeitsräume , Betriebsvorrichtungen , Maſchinen und Gerät
ſchaft ſo einzurich —— 4 Ut und den Betrieb
ſe geln, d lrbeit zen Gefahren für Leber

Geſun t f t geſchützt ſi Natur des
Bet geſtattet . “ )

ſondere iſt für genügendes Licht , ausreichenden

zeſeitigung des bei dem Betriebe

bes abei entwickelten Dünſte und
wie der dabei entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen .

Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen zuſtellen , welche
zum Schutze der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit
Maſchinen oder Ma iſchinenteilen oder — en andere in der1
Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebes liegende Gefahren

namentlich auch gegen die Gefahren , welche aus Fabrikbränden ? )
wachſen könne erforderlich ſind

Endlich ſind diejenigen Vorſchriften über die Ordnung
des Betriebs und das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen ,
welche zur Sicherung eines gefahrloſen Betriebes erforder

§ 120b . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die —
n

Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten und
diejenigen Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter im

Strafbeſtimmungen ſiehe weiter hinten .
2) Es iſt namentlich darauf hinzuwirken , daß den Arbeitern

mehrere Ausgänge aus den Arbeitsräumen ins Freie zu Gebote ſtehen
daß die Fenſter die erforderliche Größe beſitzen , um im Falle einer
Feuersbrunſt als Ausweg benutzt werden zu können , fowie daß
Türen und Fenſter — 25 hin aufſchlagen . Erlaß des Mini⸗
ſte riums des Innern vom 29. Januar 1889 Nr . 1435. Vergl . auch
die §8§8 4 und 18 der bsdel ing .

8*

Beſondere Norſchriften mit Rückſicht auf die

§ 120a . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die
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ien 0 ine Err rung oder
nur Anforderungen geſtellt werden , welcheein U

zur Beſeitigung erheblicher , der
die Sitt lichkeit der Arbeiter er
lich oder ohne unverhältnismäßig zar

endgültig . Widerſpr icht die Ve
d Berufsgenoſſenſchaft erlaſſ

it on Unfällen , ſo iſt zur vorſtehen
hneten Rechtsmittel d5 iternehmer

zuſte den Friſt auch der Vorſt noſſenſchaft
befi

1202e rch Beſchluß des Bundesrats können Vor
ſchriften DarnbN werden , 0 Anfordern ngen in

eſtimmten Arten von Ae Unlagen zur Durchführung der in den
§S§S 120a bis 120c enthaltenen Grundf ätze zu genügen iſt .

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundes —
ats nicht erlaſſen ſind , können dieſelben dur h Anordnung

der Landeszentralbehörden ode durch Polize dnungeder zum Erlaß ſolcher be ectti010
i Behörden erlaſſen werde

or dem Erlaß ſolcher Anordnungen und Polizeiverordnunge
Vorſtänden der beteiiligte n Berufsgen offenſchaften
enoſſenſchafts - Sektionen Gelegenheit zu einer gutacht. 5 zu geben . Auf dieſe finden die Beſtim —

iungen des §S 113 Abſ 2, 4 und des § 115 Abſ . 4 Satz 1
es Gewerbe- Unfallverſicherungsgeſetzes ( R . - G. - Bl . 1900

Seite 573 , 585 ) Anwendung .
Durch Beſchluß des Bundesrats können für ſolche Ge —

werbe , in welchen durch übermäßige Dauer der täglichen Ar

beitszeit die Geſundheit der Arbeiter gefährdet wird , Dauer ,

ginn und Ende der zuläſſigen täglichen Arbeitszeit und
der zu gewährenden Pauſen vorgeſchrieben und die zur Durch —

22 2



118 Gewerbliche Anlagen im Allgemeinen

führung dieſer Vorſchriften erforderlichen Anordnungen erlaſſer

werden

Die durch Beſchluß des Bundesrats erlaſſenen Vor

ſchriften ſind durch das Reichsgeſetzblatt zu veröffentlichen

und dem Reichstage bei ſeinem nächſten Zuſammentritte zur

Kenntnisnahme vorzulegen .

2 . Badiſche Vollzugsverordnung hiezu vom

24 . 2 1892 .

( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 39 u. 114

§ 139 . Goligeiliche Verfügungen zum Schut

von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit der Ar

beiter und Handlungsgehilfen . ) Die Aufſicht über die

Erfüllung der nach §S 120 aà bis
1120d der

und § 62 Abſ . 1 des Handelsgeſetzbuchs g der

Gewerbeordnung den Gewerbeunternehmern V

pflichtungen wird durch die Bezirksämter , di ſpekti

und , ſoweit der Schutz der Geſu ndheit in t

durch den Bezirksarzt ausgeübt .

Die Bezirksämter ſind insbeſondere ig, als P

zeibehörden die in §S 120d der Gewerbeo g l

Verfügungen zu erlaſſen .

Solche Verfügungen ſollen von

pektion erlaAntrag oder nach Anhörung der Fab merla
werden . Vor Erlaſſung der Ver fügung iſt in allen w

tigeren Fällen , insbeſondere dann , wenn es ſich um

erheblicheren Koſtenaufvand handelt oder wenn die durchz

führenden Maßnahmen nicht ſchon all ein ſchr

ſind oder der bei ähnlichen Anlagen beobachteten Übung ent

ſprechen , der Gewerbeunternehmer , ferner ſoweit der Schutz
der Geſundheit in Frage ſteht , auch der Bezirksarzt undel

ſichtlich der baulichen Einrichtungen der für den Ort oder
den Bezirk beſtellte Bauſachverſtändige zu hören . 2
in den geeigneten Fällen den in dem betreffenden Betriebe

beſcaſtigtzn
Arbeitern oder dem Arbeiterausſchuſſe Geleger

heit zur Außerung zu geben . Zur Aufklärung der über d
Art und den Umfang der zu treffenden Einrichtungen be —
ſtehenden Meinungsverſchiedenheiten kann vom Bezirksamt
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120 Gewerbliche Anlagen im Allgemeinen

einer Fabrik vorzunehmen , ſo hat das Bezirksamt ein Exemplar

der zum Zwecke der Baugenehmigung oder Bauanzeige ein

gereichten Pläne vor Erteilung der Genehmigung bezw . vor

Beginn des Baues der Fabrikinſpektion zur Außerung darüber

mitzuteilen, ) ob die beabſichtigten Einrichtungen den nach

§ 120 a bis 120d der Gewerbeordnung an die Gewerbe —

unternehmer zum Schutz von Leben , Geſundheit und Sitt —

lichkeit der Arbeiter zu ſtellenden Anforderungen entſprechen

und welche Auflagen in dieſer Hinſicht etwa nötig ſind

Die Pläne und Beſchreibungen derartiger Fabriken find

in einer Weiſe zu fertigen , welche ein Urteil über die z
Schutze von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit der Arbeiter

beabſichtigten Einrichtungen , insbeſondere der Aufſtellung der

Maſchinen und Kraftübertragungen , der Vorrichtungen für

Lufterneuerung und Staubbeſeitigung , tunlich macht

ſe Vorſchriften ſind auch , dann maßgebend , wen

Neuerrichtung oder weſentliche Anderung einer Werkſtätte

Frage ſteht , in der durch elementare Kraft bewegte Trieb

werke nicht bloß vorübergehend zur Verwendung kommen

G 154 Abſatz 3 der Gewerbeordnung )
Ahnlich iſt zum Vollzug des §S 139g der Gewerbeord

nung zu verfahren , wenn es ſich um die Neuerrichtung
um eine weſentliche Anderung von offenen Verkaufsſtellen

( Laden - , Arbeits - und Lagerräume ) handelt , falls dabei der

Schutz von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit der Arbeiter
oder Handlungsgehülfen in Frage kommen kann .

m

b, Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 8 . Juli
1893 , betr . die Einrichtung und den Betrieb der

zur Anfertigung von Zigarren beſtimmten
Anlagen .

( Reichsgeſetzblatt 1893 S. 218 . )

S8l . Die nachſtehenden Vorſchriften finden Anwendung
auf alle Anlagen , in welchen zur Herſtellung von Zigarren
erforderliche Verrichtungen vorgenommen werden , ſofern in den

) Vgl . auch Anm . ) zu § 49 Abſ . 2 Landesbauverordnung
Die nicht abgedruckten Beſtimmungen der Bekanntmachung

betreffen den Betrieb der Anſtalten zur Herſtellung von Zigarren .
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1des Unternehmers gehören
8 Abri ppen des Tabaks , die Anfertigung und

en darf in Räumen , deren Fuß

er dem Straßenniveau — überhaupt
äumen , welche unter dem Dache liegen , nur

beſchäftigt werden , welche nicht zu den

dann r ommen werden , wenn das Dach mit Verſchalung
verf 1miſt

Die Arbeitsräume , in welchen die bezeichneten Verrick

tu mvorgenommen werden , dürfen weder als Wohr Schlaf
Koch⸗ Vorratsräume h uals Lager —

oder
Trockenräume

benutzt werden . D zugän zu benachbarte n Räumen

dieſer Art müſſen mit verſchließbaren Türen verſehen ſein ,

welche während der Arbeitszeit geſchloſſen ſein müſſen .

8 Die Arbeit
G

2) müſſen mindeſtens drei

Met och und mit § rn verſehen ſein , welche nach Zahl

und Größe ausreichen , um fürſa nle Arbeitsſtellen hinreichendes

Licht zu gewähren . Die Fenſter müſſen ſo eingerichtet ſein ,
daß ſie wenigſteus für die Hälfte ihres Flächenraumes ge

ffnet en können

§ 4. Die Arbeitsräume müſſen mit einem feſten und

dichten Fußboden verſehen ſein

85 2 zahl jedem Arbeitsraum beſchäftigten
Perſor nuß ſo bemeſſen ſein , daß auf jene derſelben min⸗

deſtens bikmeter Luftr n entfallen

§ 6. In den Arbheitsräumen dürfen Vorräte von Tabak

und Halbfabrikaten nur in der für eine Tagesarbeit erforder⸗

lichen Menge und nur die im Laufe des Tages angefertigten
Zigarren vorhanden ſein . Alles weitere Lagern von Tabak

und Halbfabrikaten , ſowie das Trocknen von Tabak , Abfällen

und Wickeln in den Arbeitsräumen auch außerhalb der Ar —
deits ſt

unterſagt
Auf Antrag des Unternehmers können Abwei —

on den Vorſchriften der S§ 3, 5, 7 durch die höhere

gsbehörde ! ) zugelaſſen werden , wenn die Arbeits —

vom Bezirksamt nach Anhörung der Fabrik⸗
Verordnung des Innern vom 18. Mai 1888 ( Geſ . Bl .Verordnung
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räume mit einer ausreichenden Ventilationseinrichtung ver

ſehen ſind .

Desgleichen kann auf Antrag des Unternehmers durch
die höhere Verwalt ltungsbehörde eine geringere als die im

§ 3 vorgeſchriebene Höhe für ſolche Arbeitsräume zugelaſſen
werden , in welchen den Arbeitern ein größerer als der im

§S 5 vorgeſchriebene Luftraum gewährt wird

§ 11 . Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugend
lichen Arbeitern iſt bis zum 1. Mai 19 zgeſtattet , wenn
die nachſtehenden Vorſchriften beobachtet werden

1. Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter müſſen im un
mittelbaren Arbeitsverhältnis zun d Betriebsunter
nehmer ſtehen . Das Annehr der⸗
ſelben durch andere Arbeiter oder für deren Rechnung
iſt nicht geſtattet .

2. Für männliche und

Aborte mit beſor B

ginn und nach N
der Kleider ſtatt 438 k

räume vorhanden ſein
Die Vorſchrift unter Ziffer 1 findet aufArbeiter , welche

zu einander in dem Verhäl bon E 6 viſtern
oder von Aſzendenten oder end t die Vorſchrift
unter Ziffer 2 auf Betriebe , in welche ht

über 10 Ar
beiter beſchäftigt werden , keine Anwendur

§ 13 . Die vorſtehenden Beſtimmun tret

Tage ihrer Verkündigung an die Stellend Be
kanntmachung des Reichskanzlers ). Mai 1888 6

Geſetzbl . S. 172 ) verkündeten Vo

c. Verordnung vom 29 . Juni 1900 , die Ein⸗

richtung und den Betrieb von Bäckereien und
Konditoreien betreffend .

Geſ . ⸗ u. V. ⸗O. ⸗Bl . 1900 S. 847 Aus

§ 1. Die Arbeitsräume , in denen Bäcker- und Ko
ditorwaren hergeſtellt werden , müſſen einen feſten , ebene d

dichte :n Fußboden , die Wände und Decken , ſoweit ſie tit
einem abwaſchbaren Olfarbanſtrich oder mit einer wa
baren , fugen - und ritzenfreien Holzvertäfelung verſehen ſind

eine

jähr
Err

zu

täfe

zonon

ſtän

3

2389˙8
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einen Anſtrich von Kalkmilch haben , welcher mindeſtens einmal
R 1F 9 83 *

jährlich zu erneuern iſt. Der frühere Anſtrich iſt vor der

Erneuerung gut abzureiben

abwaſchbaren Wände9

Bei Neuanlagen iſt die Anbringung von Holzver
täfelungen in den Backräumen unterſagt .

§S 4. Die Backſtuben und Räume zur Aufbewahrung

von Bo Mehl und dgl. dürfen unter keinen Um —

ſtänden zum Schlafen , zum Waſchen des Körpers ( abgeſehen

von gelegentlicher Reinigung der Hände ) , zum Waſchen und

Trock der Leil dackt

Deckel derſell d di und zur Le

der Brot ſt 1 Tiſche und in den Backſtuben
und de Räumen wede m Ausruhen noch zum
Aufſt Auflege on Eß⸗ oder Trinkgeſchirren oder

Ger t werd

In all eiten fi

die A i

8 Die Lehrling

ſoller
d ſe nd Licht

hal

8 7. Backr Mehl und dergleichen ſind jederzeit
f vahren , die dem

Gſock 1 N L — Hr 18g

d. Bekanntmachung vom 31 . Juli 1397 , die Ein⸗

richtung und den Betrieb der Buchdruckereien

und Schriftgießereien betreffend .

R. ⸗G. ⸗Bl. 1897 S. 61

Auf Grund des § der Gewerbeordnung hat der

Bundesrat folgende V iften über die Einrichtung und

den Betrieb der Buchdruckereien und Schriftgießereien erlaſſen8

I. Auf Räume , in welchen Perſonen mit dem Setzen von

Lettern oder mit der Herſtellung von Lettern oder

Stereotypplatten beſchäftigt werden , finden folgende Vor

ſchriften Anwendung :



V. ⸗O.
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1. Der Fußboden der darf nicht tiefer als
einen halben Meter umgebenden Erd —
boden liegen . Ausn n durch die höhere
Verwaltungsbehörde ! ) zug n werden, wenn durch

zweckmäßige Iſolierung des Bodens und eichendeLicht⸗und Luftzufuhr den geſundheitlichen A
ntſprochen iſt

gen

Unter dem Dache liegende e dürfen als Ar
beitsräume nur dann benutzt werden enn das Dach
nit gerohrter und verputzter Verſchalung v rſehen iſt .

2. In Arbeitsräumen , in welchen die Herſtellung von
Lettern und Stereotypplatten erfolgt , muß die Zahl
der darin beſchäf

ern. Perſoner 5
auf jede mindeſtens 15 Kubikmeter L
In Räumen , in 1010 Perſonen
Arbeiten beſchäftigt werden , müff

mindeſtens 12 Kubikmeter

In Fällen vorübergehenden
kann die höhere Verwaltung
Unternehmers eine die g r Arbeitsräun
für höchſtens 30 Ta hre ſoweit geſtatten ,
daß mindeſtens zeh ter Luftraum auf die
Perſon entfallen .

3. Die Räume müſſen , wenn Perſon wenigſtens
15 Kubikmeter Luftraum tindeſtens 2,60 m
andernfalls mindeſtens 3

Die Räume müſſen verſehen f
welche nach Zahl um für alle
Arbeitsſtellen ausreie gewähren . Die

Fenſter müſſen ſo eingerich aß ſie Zwecke
der Lüftung ausreichend geöffnet werden können

Arbeitsräume mit füärig laufender Decke dürfen im
Durchſchnitte keine geringere als die im Abſatz 1 be
zeichnete Höhe haben

Die Räume müſſen mit dichten und feſten F

Höhere Verwaltungsbehörde im Sinn r
Bekanntmachungiſt 8 Bad. N O. vom 13. 1897, Geſ . und264
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werden und ſo lange ſie

Bedarf , mindeſtens aber zweimal
Das Ausblaſen der Kaſten darf 1

Blaſebalges im Freien ſtattfinden und jugendlichen
Arbeitern nicht übertragen werden

9 . 2In den Arbeitsräumen ſind mit

täglich z
ͤ

reinigende SpucknäpfeU

r je
5

Perſonen ,einer fi

Das Ausſpucken auf den iſt von den
Arbeitgebern zu unterſagen

10 . Für die Setzer ſowie die Gießer , Polierer und Schleif
ſind in den Arbeitsräumen oder in deren un nitte
barer Nähe in zweckentſprechenden Räumen ausreichend

anzubringen und mit Seife
zuſtatten ; für jeden Arbeiter

il mindeſtens wöchentlich
ein reines

s

Handtuch zu liefer
Soweit nicht genügende Waſchein chtunger 1

ßendem Waſſer vorhanden ſind , muß für höchſtens
5 Arbeiter eine Waſchgelegenheit 6
Es muß ferner dafür geſorgt werden
Waſcheinrichtung ſtets reines Waſſer in ar
Menge vorhanden iſt und daß das geb t
an Ort und Stelle ausgegoſſen werden kann

Die Arbeitgeber haben mit Stren ge darauf zu halten
daß die Arbeiter jedesmal , bevor ſie Nahrungsmittel
innerhalb des Betriebs zu ſich nehmer

n. oder den Be
trieb verlaſſen , von der vorhandenen ·genheit
Gebrauch machen .

14. Kleidungsſtücke , welche während der Arbeitszeit a bgelegt

Randen, ſind außerhalb der Arbeitsräume aufzube⸗
wahren . Innerhalb der Arbeitsräume iſt die Aufbe
wahrung nur geſtattet , wenn dieſelbe in verſchließbaren
oder mit einem dicht ſchließenden Vorhange verſehenen
gegen das Eindringen von Staub geſchützten Schränken
erſolgt . Die letzteren müſſen während der Arl beitszeit
geſchloſſen ſein .

12 . Alle mit erheblicher Wärmeentwicklung verbundenen
Beler uchtungseinrichtungen ſind derart anzuordnen oder

ſer III
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9 it ſolchen Schutzvorkehrungen zu verſehen , daß eine

˖ beläſtigende Wärmeausſtrahlung nach den Arbeitsſtellen

8 vermieden wird

n 13. Der Arbeitgeber hat , um die Durchführung der unter

Ziffer 8, 9 Abſatz 2, 10 Abſatz 3 und 11 getroffenen

8 Beſtimmungen zu regeln und ſicher zu ſtellen , für die

8 Arbeiter verbindliche Vorſchriften zu erlaſſen .

Werden in einem Betrieb in der Regel mindeſtens

20 Arbeiter beſchäftigt , ſo ſind dieſe Vorſchriften in

die nach §S 134a der Gewerbeordnung zu erlaſſende

Arbeitsordnung auf hmer

UII J Ort zetbehörde

zur ſeines Inhalts unterzeick
net aus dem erſichtlich iſt :

)̟ d Höhe des Raumes ,

b) de Luftraums in Kubikmeter ,
) die Zahl der Arbeiter , die demnach in dem Arbeits —

zume beſchäftigt werden darf .

In jedem Arbeitsraume muß ferner an einer in

die Augen fallenden Stelle eine Tafel aushängen , die

deutlicher Schrift die Beſtimmungen unter ! wiedergibt .

1Erlaſſe dieſer Bekanntmachu ing bereits im

Anl i können während der erſten

Erlaß ſer Bekanntmachung auf Antrag

ngen v den Vorſchriften

2 und 3 durch die höhere Verwaltungs
aſſen werden . Jedoch darf für die Arbeit

ringere als die unter J Ziffer 3 bezeichnet
zugelaſſen werden , wenn jedem Arbeite

in Gießereien von mindeſtens 15 Kubik —

meter , in Setzereien von mindeſtens 12 Kubikmeter ge —
zährt wird . Ein geringerer als der unter 1 Ziffer 2

Luftraum darf in Gießereien nur bis zur

n je 12 Kubikmeter , in Setzereien nur bis zur
' n je 10 Kubikmeter und nur unter der Be

gung zugelaſſen werden , daß durch künſtliche Ventila

tion für regelmäßige Lufterneuer rung ausreichend geſorgt
und die künſtliche Beleuchtung ſo eingerichtet iſt, daß

Mhwmoick1welch4



Schädliche

weder ſtrahlende Wärme noch die Arbeiter be

Verbrennungsprodukte in die Arbeitsräume gelan
VV. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten f

tende Anlagen ſofort in Kraft

Für Anlagen , die zur Zeit des Erlaſſes dief

ſtimmungen bereits im Betriebe ſind , treten d
ſchriften unter J Ziffer 5 Satz 1 ſon ziff 7 bis 9

ſofort , die übrigen Vorſchriften mit Ab
m 542 N 9 * 1u81 10nach dem Tage ihrer Verkündigu

e . Schädliche , gefährliche , beläſtigende Anlagen .
1. Reichsgewerbeordnung

§ 16 . Zur Errichtung von Anlagen , welck
örtliche Lage oder die Befc der Betr
die Beſitzer oder Bewohner der ten d

für das Publikum überhaupt erhebliche Nacht
oder Beläſtigungen herbeiführen können , iſt E

˖der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Be
Es gehören dahin

hießpulverfabriken , Anlac F

zur Bereitung von dſtofft

tungs - und Gasbewahrungsanſtalt 2
8

Deſtillation von Erdöl , Anlag
5

Braunkohlenteer , Steinkohlei N

außerhalb der an 8 Mat

werden , Glas - und Ru Kalk i

) Beſondere Vorſchriften beſtehen noch über Einricht
Betrieb von :

Anlagen zur Anfertigung von Zündhölze unter 2
von weißem Phosphor , R. ⸗G. Bl . 189 209

Anlagen zur Herſtellung elektriſcher ? mulatorer 8 B
oder Vleiverbindungen, R. ⸗G. ⸗Bl . 1898 S. 176 und Bad. Gef
und V. ⸗O. - Bl . 1898 Seite 352

8 Anlagen zur Herſtellung von Alkali⸗Chromaten , R. ⸗G. ⸗B 89
Seite 11

—2 arſpinnereien . Haar - und en ſtund Pinſelmachereien , R. ⸗G. ⸗Bl . 1902 Geſet
V. ⸗O. ⸗Bl . 1902 Seite 352 ;

von Zinkhüllen , R⸗G . Bl. 1900 Se 2
Wegen Einrichtung der Ap §§ 9 ff . der NV. ⸗O. vom 11. September 1896, Gef 25
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Beſchluß des Bundesrats , vorbehaltl der Gene

des nächſtfolgenden Reichstags , abgeändert werden

§ 23 . Bei den Stauanlagen für Waſſertriebwerke ſind

außer den Veſtznrbeun n der § § 17 bis 22 die dafür be 6
ſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften iden

eibt ve di ü Er

Be lnlage neuer Prive E
reit ffentliche Schlackh

in ſind oder errichtet wer

den , zu unterſagen .
Soweit durch landesrechtliche

getroffen werden , wonach gewiſſe ? e Arter

von 38 gen in einzelnen Orts 2
unter beſonderen Beſchränkungen en d 57
Beſtimmungen auch auf Anlag wähnte

Art Anwendung

8 88 10

und 2. in Kr

keine 2 eit der
88

ſtätte vorgenommen wird und bedarf unter dieſer Voraus de

ſetzung auch dann , wenn die Anlage an einen neuen Erwerber 5

übergeht , einer Erneuerung nicht . ald aber eine Ver

änderung der Betriebsſtätte vorgenommen wird , iſt dazu die de.

Geneh migung der zuſtändigen Vehörde nach Maß 5 4

88 17 bis 23 einſchließlich bezw . des §S2
Eine gleiche Genehmigung iſt

erf

Ver in dem Betriebe

Anlagen. Die zuſtändige Beh
des Unternehmers von der Be d

nehmen , wenn ſie die Überzeugur i9
ſichtigte Veränderung die Beſ
tachbarter Grundſtück das P 8
de 1 Nach 8

mit der vorhandene 85
führen werde

Dieſe Beſtimmun liche A

lagen ( §§ 16 und 24) )e l ts vor Erl —3
dieſes Geſetzes beſtand
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9

1. die Größe des Grundſtücks , auf welchem die Anlage

errichtet werden ſoll , die Bezeichnung , welche dasſell n

Grundbuch ,
ſe eventuell im Lagerbuch

führt

t des Grundſtück

2
* G * 1

711 8 OMot 17

1 welck 6 1

vorausſi üben k

ie Namen d

fernung ,
i

e beſtimmt

und —— igen von der Grenze der be

nachbarten Grur fbefindlick

Gebänden und 1 n den etn

in der Nähe befindlichen öffentlichen Wegen , Eiſenbahn W

linien , fließenden Gewäſſern und Waldungen zu liegen

kommen ſollen ;

4. die Höhe , Bau - und bena

Gebäuide , ſofern zu der rungsanlas E

gehören ; he

5 di Lage , Ausdehnung und Bauart der Betriebsſtätt Be

die Beſtimmung der einzelnen Räume und deren E 5
l e

richtung , ſoweit ſie nicht beweglich iſt ; Le
＋E 7 16 2
U6. den Gegenſtand der Fabrikation , ſoweit di tſt

der Betriebsſt ätte erfolgt , die ungefähre G

ſowie die Art und den Gang des Betri ( Vo

der har ytſächli 9
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1

Jo Hogldem beab

einer Stauanlage

leitung fremder

Waſſers geändert

nehmigung unter

lichen Verhältniſſe

verbunden werde .

§ 13 ( Vo
as Bezirksamt
erb

wichtigeren Fällen die

8 14. ( Waſſer

ſi

en werden kann ,
Hinſicht genügenden Auſſcſchli

ff.

191

oder

über

oder
Artikel 23 , Ziffer
und Artikel 4 de

Ausübung und den der
ſoll , ſo iſt gleichzeitig der Antre

Anſchluf
dienenden iſun

Vollzugsverordnung vom 24 . Dezember
geſetze ] ?) zu ſtellen .

daß das vorbereitende

namentlich was die Bekanntmach
der Beteiligten angeht , ſoweit tunlich
gewerbepolizeilichen Genehmigung

E

he

Schutz

D
*

der

A„n!f

chtigten Unternel

eines Tr

Gewerbeordnung und [ Artikel 2

25 . Auguſt 1876

der Gewäſſer ] ! ) oder die

Stoffe ,

de

858

rläufige

der Baupolizeiord

die
—. —

ing

die Fi

8 Geſetzes
Geſetzes

Ftürtin ſpektor

uB geben
Über die in baupolizeilicher

iſt gemäß § 8 50

mittelung der Ortspolizeibehörde

Bezirksbauinſp

Benützur
durch

—

Nac

Bezirkse amt
Verfahren

Prüfun
at nach —

ft

epoltzeilihe Genehr ligung
f

ollſtändig
—. —der Art der

Hinſick

Bau
11



durchn————

er Vorlage nichts
) me



nehmen ausgeführt werden ſoll , zur Offenlegung
der Einſpruchsfriſt zu überſenden .

Zugleich iſt der Gemeinderat zu beauftragen ,
abſichtigte Unternehmen in der Gemeinde in or

öffentlich bekannt z machen und den ihm

teiligten , insbeſondere den unmittelbaren Anſtö

§ 16 Ziffer 8 982
r Verordnung beziehungsweiſe

Baupolizeiord von die Geltendm

etwaigen Ei — — gen anheimzugeben . Der
iſt an die Gemeinde anderer Gemarkunge
auf welche das Unternehmen vorausſichtlich eine
ausüben kann .

fließenden Gewäſſers, einer Eiſenbahn oder einer
erri ihtet werden , ſo iſt auch der Waſfer und
inſpektion ( eventuell der ? der

dem Bahnbauinſpektor u
nis zu geben

Nach Ablauf der Friſt hat der Gemeind
nebſt den Beilagen und
den Bezirksan ite

—
Ueg 1 v

mäßig erfol gten SOffenlegungr E

hat der Gemei Wat ſeine
des Unternehmens , beziehun rg
Einwendungen , beizufügen .

§ 18 . ( Vorbereitende Erört nd
achtung ) . Die Entſchließung ksrat

Genehmigungsgeſuch iſt durch da — nt vor
indem dasſelbe die angebrachten Einwe un

8

Bedingungen in Betracht kr
om 5

iden Punkte
des Unternehmers , der Einf de

hörden und der etwaigen
tunlich mündlich , erörtert

ſächlichen und techniſchen
ſchriftlichen Gutachten erhebt

Zur Begutachtung ſind

Soll die Anlage in der einer Landſtraße

für die Verſagung der Genehmi gung oder die Aufl
7
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h. Dampfkeſfelanlagen .

Reichsgewerbeordnung .
§ 24. Zur Anlegung von Dampfkeſſeln , dieſell

mögen zum Maſchinenbetriebe beſtimmt ſein oder nicht , iſtdie Genehmigung der nach den Lar eſetzen z1 d
Behörde erforderlich . Dem Geſuche ſind d e zur Erläuteru

rforderlick Zeichnungen und Beſchreibungen beizuf 6
Die Behörde hat die Zuläfſigkeit der Anlage nach d

beſtehenden bau - , feuer - 1ind geſund dheitspolizeilick Vor
ſchriften , ſowie na ) denjenigen allgemeinen polizeilichen Bſtimmungen zu 8 55— welche von dem Bundesrat über dieAnlegung von Dampfkeſſeln erlaſſen hat nackdem Befunde die Genehmigung entwe gen, od
unbedingt zu erteilen oder endlich b g de 0rforderlichen Vorkehrungen und gen zu⸗ben .

Bevor der Keſſel in Betriel genommen wird zu
unterſuchen , ob die Ausfül hrung den Beſtimmi r⸗teilten Geneh hmigung entſpricht. Wer vor 36der hierüber auszufertigenden Beſchein* intgui7 7 1 8 17 Aen —beginnt , hat die im §S 147 angedrohte Straf

83Die vorſtehenden Be eſtimmungen gelten auch für b
wegliche Dampfkeſſel .

Für den 5 und das Verfahren über denſelgelten die Vorſchriften der 8 § 20 1ind 21

234 e des Reichskanzler⸗ 8 betreffendallgemeine polizeiliche Beſtimmunger n über dieAnlegung von Dampfkeſſeln vom 5 . Auguſt 1390 .
Reichs - Geſetzblatt Seite 163) .

der Beſt

Bundesre

lice Beſtimmungen über

8 Ergänzungen enthalten
Oktober 1891 .
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Privatkranken - ꝛc. Anſtalten 161

Beſtimmungen der § 8 18 bis 21 dieſer Verordnung ſinn —

gemäß anzuwenden .

In dringenden Fällen kann das Bezirksamt ſchon vor

Erlaſſung der bezirksrätlichen den Betrieb einer

geräuſchvollen Anlage nach § 30 des Polizeiſtrafgeſetzbuches
nz oder teilweiſe vorläufig ein felen

k. Privatkranken⸗ , Irren⸗ , Entbindungsanſtalten ,
Wirtſchaften und Singſpielhallen .

1. Reichsgewerbeordnung .

§ 30. Unternehmer von Privat - Kranken - , Privat

Entbindungs⸗ und Privat - Irrenanſtalten bedürfen einer

Konzeſſion der höheren Verwaltungsbehörde . Die Konzeſſion
iſt nur dann zu verſagen :

) wenn Tatſachen vorliegen , welche die Unzuverläſſigkeit
des Unternehmers in Beziehung auf die Leitung oder

Verwaltung der Anſtalt dartun ;

b) wenn nach den von dem Unternehmer einzureichenden

Beſchreibungen und Plänen die baulichen und die

ſonſtigen techniſchen Einrichtungen der Anſtalt den

geſundheitspolizeilichen Anforderungen nichtentſprechen ; “

c) wenn die Anſtalt nur in einem Teile eines auch von

anderen Perſonen bewohnten Gebäudes untergebracht
werden ſoll und durch ihren Betrieb für die Mit —

Adobewohner dieſes Gebäudes erhebliche Nachteile oder

Gefahren hervorrufen kann

wenn die Anſtalt zur Aufnahme von Perſonen mit

anſteckenden Krankheiten oder von Geiſteskranken

beſtimmt iſt und durch ihre örtliche Lage für die

Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke
erhebliche Nachteile oder Gefahren hervorrufen kann .

Vor Erteilung der Kor zeſſion ſind über die Fragen

zu ( und d die Ortspolizei - und die Gemeindebehörden zu hören .

Hebammen bedürfen eines Prüfungszeugniſſes der nach

den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde .

Die Konzeſſion erteilt der Bezirksrat ; der Genehmigungs —
antrag iſt beim Bezirksamt zu ſtellen

Schluſſer bau Ind feuerp izeiliche Vorſchriften 11



162 Privatkranken⸗ ꝛc. Anſtalten

§ 33 . Wer Gaſtwirtſchaft , Schankwirtſchaft oder Klein —

handel mit Branntwein oder Spiritus betreiben will , bedarf

dazu der Erlaubnis .

Dieſe Erlaubnis iſt nur dann zu verſagen :

1. wenn gegen den Nachſuchenden Tatſachen vorliegen

welche die Annahme rechtfertigen , daß er das Gewerbe

zur Förderung der Völlerei , des verbotenen Spieles

der Hehlerei oder der Unſittlichkeit mißbrauchen werde ;

2. wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal

wegen Riner Beſchaffenheit 2 Lage den polizeilichen

Anforderungen nicht genügt . “

Die Landesregierungen ſind befugt , außerden
beſtimmen , daß

a) die Erlaubnis zum Ausſchänken von Branntwein oder

zum Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus all

gemein ,
b) die Erlaubnis zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft od

zum Ausſchänken von Wein , Bier oder anderen , ni

unter à fallenden , geiſtigen Getränken in Oriſchaften
mit weniger als 15 000 Einwohnern , ſowie in ſolcher

Ortſchaften mit einer größeren Einwohnerzahl , für

welche dies durch Ortsſtatut (§S 142 ) feſtgeſetzt wird

von dem Nachweis eines vorhandenen Bedürfniſſes abhängi

ſein ſolle .

0

ick 4

1) Die Konzeſſion erteilt der Bezirksrat ; d
Gemeinde⸗ ( Stadt⸗zrat der Gemeinde , wo das G

ſoll , einzureichen . Pläne ſind nur beizul
nicht für Wirtſchaf tszwecke benutzt wurde
rungen erleiden ſoll ( §§ 42 u. f. der Vollzugsv
Gewerbeordnung Geſetz- und Verordnungsble
gemeine Vorſchriften über die Einrichtungen
für eine Reihe von Amtsbezirken
geſundhe itl chen Intereſſen , vom Bezir
Normati
hinſichtlich d
Lichtfläche der Fenſter
des Hofraumes zu ſtellen

hegen au
In

Gr cöße

f das
rn vo m
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ſtehenden Beſtimmun

Privatkranken - ꝛc. Anſtalten 163

Vor Erteilung der Erlaubnis iſt die Ortspolizei - und
die Gemeindebehörde gutachtlich zu hören

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf Vereine
welche den gemeinſchaftlichen Einkauf von Lebens - und Wirt

aiai im Großen und deren Abſatz im Kleinen

zum ausſchließlichen oder hauptſächlichen Zwecke haben , ein—⸗
ſchl 3 der bereits beſtehenden , auch dann Anwendung
wenn der Betrieb auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt iſt

Die Landesregierungen können anordnen , daß die vor
en, mit Ausnahme derjenigen im Abſ

unter b, auch auf andere Vereine , einſchließlich der bereits
beſtehenden , ſelbſt dann Anwendung finden , wenn der Betriel
auf den Kreis der Mitglieder beſchränkt iſt .

Anmerkung . Bei Errichtung neuer Küchenanlagen , ſowie bei
0 ehender Anlagen iſt nach Erlaß

Innern vom 4. Juli 1901 Nr . 21436 auf

Imbau und
6 M 117

welck
Turen

Höhe
wahrung der Eßwar

2,0 m haben ;
3. Küchenräume ſollen mit Fenſtern verſchlie 155 ſein , welch5 für alle Arbeitsſteller



U Anſtal
Privatkranken - ꝛc. Anſtalter

in der Nähe der Arbeitsrä

beſchäftigten Arbeiter ausre
raum eingerichtet werden
räumen aus zugfrei erreicht
können . In dem Raum f
bereit zu halten auch ſind

111. die Bedürfnie
mit den
daß ſie
für die Geſr

332 Geſ

deklamatoriſche Vorträge , Schauſtellungen von Perſonen ode

theatraliſche Vorſtellungen , ohne , daß ein höheres Intereſſ

der Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obn in ſeinen Wi

ſchafts - oder ſonſtigen Räumen öffentlich

zu deren öffentlicher Veranſtaltung ſeine Re

laſſen will , bedarf zum Betriebe dieſes Gewerbes

ohne Rückſicht auf die etwa bereits erwirkte

3
des Gewerbes als Schauſpielunternehmer

2

EV.

e Erlaubnis iſt nur dann zu verſagen :

1. wenn gegen den Nachſuchenden Tatſachen vorlie

welche die Annahme rechtfertigen , daß die beabſich

Veranſtaltungen den Geſetze

widerlaufen werden ;

2. wenn das zum Betriebe des Gewerbes beſtimmte Lokal

wegen ſeiner B oder Lage den polizeilichen

Anforderungen nicht genügt ; !

3. wenn der den Verhältniſſen des Gemeindebezi

entſprechenden Anzahl von Perſonen die Erla übnis
bereits erteilt iſt

Aus den unter Ziffer 1 angeführten Gründen kann die

Erlaubnis zurückgenommen und Perſonen , welche vor dem

Inkrafttreten dieſes Geſetzes den Gewerbebetrieb begonnen

haben , derſelbe unterſagt werden .

Das Genehmigung zsverfa hren iſt wie bei W che

allgemeine Beſtimmungen über die im Intereſſe eit
Sicherheit ꝛc. an ſolche Lokale zu el ri en beſtel

licicht. Vgl . jedoch § 18 Anmerkur

erzu



Wirtſchaften 165

2 . Zirkular des Preußiſchen Miniſteriums des

Innern vom 26 . Auguſt 1886 .

§ 1. Gaſt - und Schankwirtſchaften dürfen ſowohl i
den Städten , wie auch auf dem platten Lande nur auf ſolchen

Grundſtücken errichtet werden , welche an öffentlichen Wegen
belegen ſind und einen Zugang zu den letzteren haben . In
Städten iſt die Errichtung von Gaſt - und Schankwirtſchaften
an unbefeſtigten und unbeleuchteten Straßen oder Straßen

zu geſtatten . Die Errichtung von Gaſt - undteilen nicht

Schankwirtſchaften iſt ferner ausgeſchloſſen : in Häuſern , welche

Schl inkel gewerbsmäßiger Unzucht ſind , bezw . in welchen

der gewerbsmäßiger 5 R0 Frauensperſonen wohnen

oder verkehren , in Räum lichkeiten , welche dem Beſitzer oder

dritten Perſonen zu Wohn - oder Wirtſchaftszwecken dienen

oder in welchen noch ar ibette fremdartige Gewerbe betrieben

werden , in unmittelbarer Nähe von Kirchen , Pfarrhäuſern

Unterricht 8= und Krankenanſtalten

2. Die Gebäude , in welchen Gaſt - und Schank

wirtſchaften eingerichtet werden ſollen , müſſen feuerſicher

Bedachung haben Der Zugang zu den für dieſelber

bheſtimmten Räumen muß ein gefahrloſer und bequemer ſein
insbeſonidere iſt darauf zu achten , daß etwaige Treppen

genügend breit , nicht zu ſteil , mit einem feſten Geländer

verſehen und daß die Zugänge zu den Treppen von außen

her nicht ſchmäler ſind als die Treppengeläufe ſelbſt . Die

Türen zu den Gaſt - und Schanklokalen müſſen eine ent

ſprechende Breite haben und nach außen aufſchlagen .

3. 8 Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften müſſen di

Gaſtzimme in erſteren auch die Schlafräume durchaus

trocken , mit gedielten Fußböden , ſowie mit verſchließbaren

Türen und mit guiffseenden zum Offnen eingerichteten
Fenſtern , welche einen hinreichenden Zutritt von Luft und

Licht unmittelbar von der Straße 83 vom Hofe aus

geſtatten und ſoweit nötig , mit ſonſtigen zur Herſtellung

eines genügenden Luftwechſels e ſrzetlchr Einrichtungen
verſehen und überhaupt ihrer ganzen Anlage nach ſo beſchaffen

ſein , daß ſie die menſchliche zeſundheit in keiner Weif

1

6 8 Welfe
gefährden . An den in dieſen Zimmern vorhandenen Ofen



166 Wirtſchaften .

dürfen Verſchlußvorrichtungen , welche den Abzug des Rauches
nach dem Schornſteine zu verhindern geeignet ſind , als

Klappen , Schieber oder dergleichen nicht vorhanden ſein .

Sämtliche Räumlichkeiten ſind mit den erforderlichen Aus

ſtattungsgegenſtänden zu verſehen . Kellergeſchoſſe dürfen als
Schlafräume für Gäſte überhaupt nicht , als Schanklokale
aber nur unter den Bedingungen benutzt werden , daß die

Fußböden nicht tiefer als einen Meter unter der Oberkante
der vorbeiführenden Straßen belegen und daß die bezüglichen
Räume gegen das Eindringen und Aufſteigen der Erdfeuchtig —
keit geſchützt ſind . Die Gaſt - und Fremdenzimmer müſſen
ferner allen Anforderungen entſprechen , welche durch die an
den betreffenden Orten geltenden baupolizeilichen Vorſchriften
an ſolche Räume geſtellt werden .

§ 4. In jeder Gaſt - und Schankwirtſchaft muß ſich
ein Zimmer von mindeſtens 25 qm Bodenfläche zum gemein —
ſchaftlichen Aufenthalte der Gäſte befinden und es müſſen
ferner in jeder Gaſtwirtſchaft mindeſtens 3 wohleingerichtete
Schlafzimmer für Fremde vorhanden ſein . Für fämtliche
Gaſt⸗ und Schlafzimmer wird eine lichte Höhe von mindeſtens
2,80 m erfordert . Für die Schlafzimmer ſind mindeſtens
3 qm Bodenfläche und 12 cbm Luftraum auf jeden einzelnen
Gaſt zu rechnen . Gaſt - und Schankwirtſchaften dürfen nur
auf ſolchen Grundſtücken errichtet werden , welche entweder
an eine öffentliche Waſſerleitung angeſchloſſen ſind , oder einen

eigenen Brunnen mit völlig ausreichender Waſſermenge haben .

§ 5. Bei jeder Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft muß die
nötige Anzahl mit den erforderlichen Einrichtungen für Ab —
fluß und Luftreinigung verſehener Piſſoirs und Abtritte vor —
handen ſein , zu welchen der Zugang nicht durch Wohn - oder
Wirtſchaftsräume , noch über die Straße führen und niemals
behindert ſein darf . Dieſe Bedürfnisanſtalten dürfen keinen
unmittelbaren Zugang zu den Schlafräumen haben , und
ihre Einrichtung muß eine derartige ſein , daß eine Verun

reinigung der Luft in den Gaſtzimmern ausgeſchloſſen iſt
Im Übrigen kommen hinſichtlich der Entleerung , Reinhal
tung ꝛc. derſelben die in dieſer Beziehung an dem betr . Orte
beſtehenden polizeilichen Vorſchriften zur Anwendung

2

—

2—＋-—



Schulhausbaulichkeiten .

IJ. Schulhausbaulichkeiten
( und Rathäuſer ) .

Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des

Kultus und Unterrichts vom 14 . November 18938 ,
die Schulhausbaulichkeiten betreffend .

( Geſetzes - und Verordnungs - Blatt Seite 515 ) .

Zum Vollzug der §8§S 87 , 42 , 45 und 110 Ziffer 4

des Geſetzes über den Elementarunterricht vom 13 . Mai

1892 wird unter Aufhebung der Miniſterialverordnung vom

17. Oktober 1884 — Geſetzes - und Verordnungsblatt Nr . XILII

Seite 447 —verordnet , was folgt :

I. Volksſchulgebäude .

Lage und Einrichtung im Allgemeinen .

§ 1.

I . Bei der Wabl des Bauplatzes für ein Schulge⸗
bäude iſt möglichſt auf eine freie , ruhige , geſunde , namentlich

trockene und leicht zugängliche Lage Bedacht zu nehmen .

2. Der Platz ſoll zugleich Raum bieten zur Bewegung
der Kinder im Freien während der Zwiſchenpauſen , zur

Anlage eines entſprechenden Turnplatzes und , wenn in dem

Gebäude Wohnungen für Hauptlehrer eingerichtet werden

ſollen , womöglich auch zur Anlage von Gärten für dieſe .

3. Wenn ſich in der Nähe des Schulhauſes nicht ein

öffentlicher Brunnen mit gutem Trinkwaſſer befindet , ſo iſt

ein beſonderer Brunnen mit Trog und gepflaſterter Ablauf —

rinne anzulegen .
83

1. Das Gebäude muß mit gewölbten Kellern verſehen ,

auf einen mindeſtens 1m hohen Sockel geſtellt und in der

Regel maſſiv ausgeführt werden .

2. Für Entwäſſerung des Bauplatzes und des Gebäudes

iſt Sorge zu tragen ; auch ſind bei feuchtem Untergrunde die

eimmmenn und inneren Wände durch eine Jſolier —
ſchicht gegen aufſteigende Feuchtigkeit zu ſchützen .

3. Die Konſtruktion des Gebälkes und die Au —
3

ꝗ ů —

zwiſchen demſelben iſt ſo einzurichten , daß ein Durchdringen
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des Schalles von einem Stockwerke zum andern verhindert
wird .

Aus demſelben Grunde ſind die Zwiſchenwände einen
Stein ( 25 cm ) ſtark auszuführen .

4. Schulgebäude ſollen in der Regel Blitzableiter
erhalten

Anmerkung . Wegen Größe und Ausſtattung der Dienſträum
für das Grundbuchamt vergl . §8§ 89 91 und 92 der Dienſtweiſun
für die Grundbuchämter vom 1. Mai 1901 ( Amtliche AusgabeKarlsruhe , Druck der Ch. Fr . Müller ' ſchen Hofbuchdruckerei

8ι ,
8 8

1. Die Einrichtung von Räumlichkeiten für die Gemeinde
verwaltung in Schulgebäuden bedarf der Ger nehmigung durck
die Oberſchulbehörde .

Die Genehmigung ſoll nur erteilt werden , wenn die
betreffenden Lokale von den für die Schule erforderlicher
Räumen vollſtändig getrennt werden und einen beſonderen
Eingang erhalten .

2. Die Unterbringung des Ortsarreſtes im Schulhauſe
iſt nur ausnahmsweiſe und jedenfalls nur dann zuläſſig
wenn derſelbe für ſich völlig abgeſondert hergeſtellt wird und
von außenher einen beſonderen Eingang erhält .

Lehrzimmer .

J.

1. ( Allgemeines , Größe . ) Die Lehrzimmer dürfen nicht
nmittelbar ins Freie führen , auch nicht mit einem Wohn

raume durch eine Türe in unmittelbarer Verbir indung ſtehen
Bei größeren Schulen ſollen dieſelben nur auf der einen

Seite des Ganges angelegt werden ; Mittelgänge ſind tunlichſt
zu vermeiden .

Im Al lgemeinen ſind die Lokale für die jüngeren
in den unteren , die für die älteren in den oberen Stock verken
einzurichten .

2. Den Lehrzimmern iſt die Geſtalt eines Rechtecks zu
geben , deſſen längere Seite ſich zur kürzeren etwa wie 5 : !
verhält ; haben kleinere Lehrzimmer reichliche BeleuchtunBeleu
ſo mag ſich die Form der quadratiſchen nähern :

οο

die Tiefe



der Lehrzimmer ſoll nicht mehr als 7 m betragen . Die

33. —
der Lehrzimmer ſoll , Geſang - und Zeichenſäle ausge —

nen , in der Regel 10 m nicht überſteigen .

Im Übrigen richtet ſich die Größe der Lehrzimmer nach

den Vorſchriften in § 86 Ziffer 2 des Geſetzes , wonach auf

jedes Kind den für Gänge und für Aufſtellung von
Ofen und Schulgeräten erforderlichen Raum inbegriffen
mindeſtens 1ů àm Bodenfläche und ſonach bei der geſetzlich
vorgeſchriebenen Zimmerhöhe von 3,5 m ein Luftraum von

3,5 ebm beziehungsweiſe in den Fällen des § 86 Ziffer
2

5Uletzter Abſatz ein ſolcher von 3 ebm
ſoll.

Dabei iſt auf eine etwa zu gewärtigende Vermehrun

der Schülerzahl entſprechend
z. Wenn ein Lehrzimmer bei Beachtung der Vorſchriften

in Ziffer 2 Abſatz 2 an Bodenfläche weniger als 40 qu

erhielte , ſo ſoll für jedes Kind ein Flächenraum von 1,5 g1

vorgeſehen werden

Kein Schulzimmer ſoll weniger als 24 qm Bodenfläche

umfaſſen .

cht zu nehmen .

nindoſtonsmindeſtens

Eee hende

oden fläche gl
2. Die Beleuchtung ſoll in der Regel nur von der einer

und zwar
— vergleiche §S 11 Ziffer 1 Abſatz 4 — linker

Langſeite aus erfolgen. Daneben können auch an der Breitſeit
des Lehrzimmers Fenſter angelegt werden , aber nur

im Rücken der Kinder ( vergleiche §S 11 Ziffer 1 Abſatz 3)

liegenden Wand .

Iſt nach der beſonderen Lage des Baues die Beleuchtung

von der einen — linken Langſeite und von hinten nicht

genügend , ſo könne s3weiſe auch in der andern

rechten — Langſei Fenſteröffnungen , aber erſt
zuenr Hon ihor Fo Tubha Ich 8

einer Höhe von 2,5 m über dem Fußb acht werde
8 4 9 iuaunde an 6 K A3. Die Anbringung von Fe er der

A 50MandWand
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§ 6.
I . Genſter . ) Die Fenſter ſind mit Lzu verſehen , welche vom Bodengeſchloſſen werden können .

Zu dieſem Zweck e
um die Horizontalaxe
anzubringen .

2. Zur Erzielung eines günſtigen Lichteinfalls ſolltendie Fenſter viereckige Offnungen mit flachen Abdeckungen(nicht Rund — oder Spitzbogen) erhalten und ſo nahe , als esdie Konſtruktion irgend zuläßt , an die Zimmerdecke geführtwerden .

Die Fenſterniſchen
nach innen und Abrundung der Ecken tunlichſt zu erweitern38. Die Brüſtungshöhe der Fenſter darf nicht unter - 1 mund die Breite der Fenſterpfeiler auf der Hauptlichtſeite nicht

über 1,2 m betragen .
4. Die Fenſterflügel ſind mit Vohalten zu verſehen und das

ſchlagende Waffer

aus leicht geöffnet

mpfiehlt es ſich, je einen Oberflügeldrehbar einzurichten o
Rder Glasjalouſier

ſind durch Abſchrägung der Wände

rrichtungen zum Offen⸗an den Fenſtern ſich nieder —iſt durch Rinnen abzuleiten .5. Wenn Vorfenſter angebracht werden ſodieſelben, ſofern nicht ſonſt genügend für Ventilation geſorgt
iſt , nur ſo hoch geführt , beziehungsweiſe ſo eingerichtet werden ,daß die

Lüftungsvorrichtungen der Fenſter (Abſatz 1) dadurchnicht beeinträchtigt werden .
6. An den Fenſteröffnun

ifarbigemhellem Stoff nicht in der Fenſterniſche, ſondern auf derWandfläche ſo anzubringen , daß dieſelben herabgelaſſen be —ziehungsweiſe vorgezogen das Eindringen der Sonnenſtrahlenvollkommen verhüten , ohne gleichzeitig das Offnen der Fenſterzu verhindern , auf — beziehungsweiſe zurückgezogen aber den
Einfall des Lichtes nicht beeinträchtigen.

dürfen

gen ſind Vorhänge von ein

3
1. ( Türen , Böden , Wände . ) Türe des Schul⸗zimmers ſoll an der der Hauptfenſterwand

gegenüberliegendenWand ſo angebracht werden , daß ſie auf den freien Platzzwiſchen Schulbänken
und zur Her

Die

und Lehrertiſch mündet

üftungseinrichtungen
und

ſte

we

di

u
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ſtellung von Gegenzug zur Lüftung des Zimmers verwendet

werden kann .

Die lichte Weite der Türe ſoll nicht weniger als 1 m

die Höhe nicht unter 2 mebetragen .
2. Die Anbringung von Pfoſten und Säulen im

Innern des Lehrzimmers iſt tunlichſt zu vermeiden , wo ſolche

unbedingt nötig ſind , ſind ſie aus Eiſen herzuſtellen .
3. Für die Anlage von Fußböden empfiehlt ſich die

Verwendung von Hartholz . Hartholzböden ſind als ſogenannte
Schiffsböden oder Kapuzinerböden zu geſtalten und es ſind

die einzelnen Riemen durch Nut und Federn miteinander zu

verbinden . Bei tannenen und forlenen Böden ſind die

Riemen 12 — 18 em breit zu machen und gleichfalls durck

Nut und Feder zu verbinden .

Die Wände der Lehrzimmer erhalten eine lichte Farbe
die giftfrei ſein muß , und ſind bis zur Höhe von 1,2 m

mit einer feſten und widerſtandsfähigen Verkleidung , die von

Holz , Wandlinoleum oder in anderer zweckentſprechender Weiſe

herzuſtellen iſt , zu verſehen .

Für den Anſtrich der Decken ſoll weiße Farbe gewählt

werden

Im Übrigen ſind die Wände und Decken ſo herzuſtellen

daß der Anſtrich leicht erneuert oder daß ſie abgewaſchen

beziehungsweiſe desinfiziert werden können

8

1. ( Beheizung und Ventilation . ) Die Beheizung der

Lehrzimmer kann entweder durch eine Zentralheizungsanlage
oder durch einen im Schulzimmer aufzuſtellenden Ofen geſchehen

2. Als Ofen ſind zuzulaſſen ſolche von gebranntem Ton

oder von Eiſen oder Eiſenblech ; die letzteren müſſenjedoch —ſofern

feſte Feuerungsmaterialien wie Holz , Kohle , Torf uſw . darin

gebrannt werden ſollen entweder ausgemauert oder mit

einem Mantel umgeben ſein ( ſogenannte Mantelöfen ) . Die

Feuerung der Ofen ſoll vom Zi
s

geſchehen ;
an

Ofenröhren dürfen Klappen nich werden .

3. Die Ofen ſind in der längeren

( fenſterloſen ) Wand , in einer Entfernung va 30 — 50 en
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von derſelben , an
15465

und mit einem etwa 1,5 m hohenOfenſchirm zu umgeben . Sie 515 von den nächſten Sitzplätzen mindeſtens 1 m entfernt ſein .

5In kleineren Lokalen von mehr quadratiſcher Form kann Rder Ofen auch auf einer Seite des Vorplatzes vor den ſckSchulbänken aufgeſtellt werden
k64. Zur Rei und Erneuerung der Luft ſind außerden Ventilationsvorrichtungen an den Fenſtern ( § 6) nochweitere Ein ichtungen — eventuell in Verbindung mit derHeizung oder aber für ſich beſtehend , wie Gegenzügeden Türen , beſondere verſchl ließbare 2 lbzugskanäle von mindeſte7 qdm in den Wänden , Ventila ationskamine uſw 99015ſehen, die im Sommer wie im Winter die Zuführung friſcher 25und die Ableitung der ver brauchten Luft ermöglichen ſt

Gänge , Treppen , Vorräume .

§ 9.

e Gänge ſollen nicht unter 2 m breit , hell , leicht 8luftbar, geräumig und ſo angelegt ſein , daß ſie wo nichtein beſonderer Vorraum vorgeſehen iſt den Schülern zum 17vorübergehenden Aufenthalt ' dienen können . In denſelbenſind überdies Ein richtungen zur Aufbewahrung der Kleidungsſtücke der Schüler anzubringen
Die Wände ſind nach Vorſchrift des § 7 letzter Abſatzherzuſt ellen

9Die Treppen im Innern erhalten eine Laufbreite vo 15mindeſtens 1,5 m, der einzelne Tritt eine Höhe von 12 —15 8Zentimeter und eine Tiefe von 30 —35 em
Die Treppen Alaſet

f ſind — bei mel
rſtöckigen Gebäuden

2
auch nach der Decke feuerſicher , die Tre ppen ſelbſt nicht ineinem Lauf anzulegen , ſondern mit Podeſt zu verſehen .Treppen mit Biee gung und ſchrägen Tritte iſin nd zu vermeidenAn der Eingangstreppe ſind

S
Ti hen zur Reinigung der Jußbekleidun g anzubringenDie äußeren Zu igangstreppen müſfſnüſſen mit Geländer verſehen ſein 6Hohe Freitreppen ſind möglichſt zu vermeiden .

R * Scharreiſen oder 6 iſern1e
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§ 10 .

at ein erheblicher Teil der Schüler einen weiten Schul —

ückzulegen , ſo ſoll für einen geeigneten heizbaren
rclt werden , wo dieſelben ſich aufhalten und bei

Witterung nötigenfalls Schuhe und Kleider trockr

Innere Einrichtung der Lehrzimmer .

15841

J ſind 3 M N31. Die Lehrzi ſind ch Maßgabe der

Schulordnun ü u Narſchrifte 1 1
Schulordi g hieruber 1 V rifte 2 zum

Schulbetrieb erſbrberlich n Einrichtungsgegenſtänden ausz

ſtatten

Zur Aufſtellung des Lehrertiſches und der Schultafel

1 Fußtritt ar

ke angeht , ſo ſollen

er angepaßt , zwei —

berdies ſo eingerichtet ſein , daß der innere Tiſck

der vordere Rand der Sitzbank in einer Vertika

der erſtere Rand den letztereniegen ( Nulldiſtanz ) oder

überragt ( Minusdiſtanz ) . D lbank ſoll ie

1,20 m lang ſein und im rand in der Mitt

und am Ende derſelben je ein gläſerne der irdenes Tinte

geſchirr enthalten .

3. Zwiſchen der Wand und der einzelnen Bankreihe

ſowie zwiſchen dieſen untereinander ſoll ein freier Gang von

ingefähr 50 em Breite liegen.
J. Die Schulbänke ſind ſtets ſo zu ſtellen , daß

Tageslicht von der linken Seite einfällt .

S

Aborte .

12 .8
8

1. Die Schüleraborte ſind ſo einzurichten , daß das

Eindringen ſchädlicher Ausdünſtungen in das Gebäude ver —

hütet wird .

＋1
1
L
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2. Sie ſind in der Regel entweder in einem beſonder
getrennt von dem Schulhauſe oder unter Beachtung derVorſchriften in § 1 Ziffer

*

27 . Juni 1874 in der Faſſung der

7 der Miniſterialve 6 vom2
Verordnung vomiber 1896 in Ver rbindung mit de mſelben in derherzuſtellen , daß ſie mit einem durchlüftbaren , von denbortzellen bis an die Decke abgeſchloſſenen Vorraum ver

Die Fenſter des Vorraums müſſen gleichfalls bis8
zurDecke gehen und mit e Einfeallflügelnr verſehen ſein .

Im erſteren Fall muß ein Veerbindungsweg mit feſtemBodenbelag zwiſchen dem Schulhauſe und den Aborten hergeſtellt werden .
Für den Fall der Verb

Hauptgebäude iſt deren Anle egu1äffzuläſſig .

bindung der Aborte mit dem
ng auch in oberen Stodwerken

3. Wo mehrere Klaſſen gleichzeitig in
demſelben Schulhauſe unterrichtet werden , bedarf jede Klaſſe mit Kinderneinerlei Geſchlechtes je einer , mit Kindern v kalbiehren Geſchlechtes aber je zweier Abortzellen .

1. Für die Knaben ſämtli cher Klaſſen
Piſſoir einzurichten

5. Die Zu - ur nd Eingänge zi
weiſe dem Piſſoir für die Kuaben

iſt überdies ein

en Abortzellen beziehungs —
und den Zellen für dieMädchen ſind , wenn räumlich geſonderte Aborte eingerichtet werden , getrer und möglichſt entfernt voneinanderanzulegen . Zwiſchen 8 Knaben und Mädchenabteilung iſteine maſſive , bis zur Decke reichende Scheidewand durchzführen .

6. Die einzelner bortzzeller lügerngelegt , durch entſſ e
igen g

und lüfibar , von außen durr durch einen Riegel ode
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nzurichten , daß es durch Waſſerausſpülungen rein gehalten
——— kann

Die Anlage von Piſſoirs in den Vorräumen zu den

Abortzellen tunlichſt zu vermeiden .

8. Für die Lehrer iſt ein beſonderer , den Anforderungen
Ziffer 1 dieſes Paragraphen entſprechender Abort ein —

zurichten

Lehrerwohnungen .

§ 13 .

1. Wohnungen für Hauptlehrer ſollen nur in

gebäuden mit weniger als vier Schulſälen zugelaſſen wer

2. Sie ſind von den Lehrzimmern baulich vollſtändig

zu trennen dergeſtalt , daß zu den Wohnungen ein beſonderer

Eingang und eine beſondere Treppe hergeſtellt wird .

Wird das Schulgebäude leichzeitig noch für Zwecke der

Gemeindeverwaltung verwendet , ſo kann der hiefür erſtellte

Eingang auch als Aufgang zur Lehrerswohnung benützt

werden , erforderlichen falls unter Anbringung eines beſonderen

Abſchluſſes für die Wohnung .
Sind mehrere Le

b1h) rerswohnungen auf demſelben Stock

werk , ſo ſind dieſelben voneinander entſprechend abzuſchließen
0

3. Auf die Herſtellung von Dienerwohnungen in Schul

gebäuden finden die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechend

Anwendung .
§ 14

17 1 a haf mir ＋ —1. Die Wohnung für einen Hauptlehrer hat mindeſtens

hier Zimmer davon 2 von je 20 —25 qm
Grundfl äck

ind 3 ——1 die übrigen von je 15 —18 qm Grundfläche



66

zwei Schweine und für einen mäßigen Geflügelſtand ſowie
ein Backofen vorzuſehen .

§ 15

1. Unterlehrerzimmer ) Der Wohnraum für einen
Unterlehrer (§S 45 Elementarunterrichts geſetzz muß eine Grund —
fläche von mindeſtens 18 qm umfaſſen und heizbar ſein .
Er kann tapeziert oder mit Glfarbe angeſtrichen ſein . In

hgelegenen oder dem Wind beſonders ausgeſetzten Orten
find im Winter die Fenſter mit Vorfenſtern zu verſehen

2. Wenn das Zimmer auf demſelben Stockwerk mit
der Hauptlehrerwohnu ng angelegt wird , ſo ſoll s am Ende
derſelben zunächſt der Treppe und womöglich
direkten Eingang von dieſer aus

Überdies muß
15 Swiſcher( halbe Backſteinſtärke ) und ! darf

3. Zur Einrichtung des
Bettſtelle , eine Nach ſtiſchchen , ein einfacher
Schrank mit hin nglichem Raum zur Aufbe wahrung von

Kleidern und Weißzeug , ein einfaches Bücherbrett , ſowie
Tiſch mit wenigſtens drei Stühlen zu ſtel

iv hergeſtellt ſein
enthalten .

eilne
11

nlä

iß
ein

Verfahren .

84164

Neubauten für Volksſchul lzwecke jeder Ar t — Lehrzimmer
einſchließlich der Räume zur eln von Turn - , Hand —
fertigkeit - und Hausha ltuungsunterricht und Abortanlagen
Lehrerwohnungen —ſowie bbauliche — nicht als bloße Unter —I
haltungsarbeiten ſich darſtellende — Ver änderungen an bereits
beſtehenden Schulgebäuden dürfen nicht zur Ausführung
kommen , ohne daß die Oberſchulbehörde die Wahl des
Bauplatzes ſowie den Bauplan gutgeheißen hat . ( § 87
Abſatz 2 GlementarunterrichtsgeſehhBez Aat des hiebei einzuhaltenden Verfahrens geltendes Näherer 33 Beſtimmungen

8

( Bauplatz . ) Handelt es ſich um die Erſtellung neuerünis klokale , ſo iſt zuvörderſt eine Außerung der Groß
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erordnung des Miniſteriums des Innern vom
eemn⸗3 . Dezember 18999 zum Vollzug des Waſſergeſetzes

vom 26 . Juni 1899 .
Geſetzes - und Veror latt 1899 S 897

Inhalt des Antrags auf Geneh
Stauanlage für Waſſert ſonſt

oder 88 des rE 5
Mice e 1

en zur Waſſerbenützr Entwäſſ
tlich ändern will, hat den Antrag auf Gene

Bezirksam 8 19 KBezirksamt deſſ Bezietk ſiet ö
1 ganz oder ößten Teile t

weſentliche n beſtehend Anl
fraglichen Art ſind re diej n zu bet t˖
welche auf den Zuſtand halten des zu ber
Waſſerlaufes iehml ht des Gefälles , der SNA 2 ＋
höhe und des Hochwaſſer f B
art , den Verbrauch Waſſers C
fluß haben , alſo insbef
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